
Aktenzeichen:

lLBY.5@ELE9.

Verkündet

am 18. Juli 1962

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagtcn,

hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 18. Juli 1962,

an der mitgewirkt haben

Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z

äls Vorsitzende,

vBundesrichter
.

S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dr„ S c h w a n k h a r t

als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter ' H a b b<e und

Bundessozialrichter L e h m a n n

als ehrenamtliche Beisitzer

ruf
Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialg€richts Baden—Württemberg vom
10° Dezember 1958 wird zurückgewiesen.

Außergeriehtliche Kosten sind nicht zu er—

etatten°
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Der Kläger begehrt Versorgung wegen der Folgen eines Unfalls, den

er i'm September 1944 als damals 15 1/2jähri ger Oberschüler er—
litten hat. Der Unfall ereignete sich dadurch, daß der Kläger

‘einen Sprengsatz, den ein Freund des Klägers aus einer aufge-

fundenen Brandbombe ausgebaut und zunächst mit nach Hause ge-

nommen hatte, in einem Park mit einem Streichholz anzündete und
-dadurch zur Explosion brachte; dabei wurde dem Kläger die rechte

Hand im Handgelenk weggerissen. ’

Den ersten Antrag des Klägers auf Versorgung vom April 19#8

lehnte die Landesversicherungsanstalt (LVA) Württemberg durch

Bescheid vom 2. Juni 1948 ab, weil die Schädigung keine Folge
unmittelbarer Kriegscinwirkungen sei; der Bescheid wurde bindend.

Im September 1952 beantragte der Kläger erneut Versorgung. Dieser

Antrag wurde ohne erneute Sachprüfung durch Bescheid des Ver-

sorgungsamts I Stuttgart vom 13. Dezember 1954 unter Hinweis auf

den Bescheid vom 2. Juni 1948 abgelehnt. Der Wider3pruch des Klä—

gers hatte keinen Erfolg (Bescheid vom 15. Dezember 1955). Der

Kläger erhob daraufhin Klage. Während des Klageverfahrens stellte
das Versorgungsamt neue Ermittlungen an und lehnte den Antrag

durch Bescheid vom 29. Januar 1957 auch aus sachlichen Gründen

ab. Das Sozialgericht (SG) Stuttgart wies die Klage durch Urteil

vom 4. Dezember 1957 ab. Das Landessozialgericht (LSG) wies die
Berufung_des Klägers durch Urteil vom 10. Dezember 1958 zurück:

Zwar sei die Sprengwirkung trotz Ausbaues des Sprengsatzes aus

der Bombe und mehrfacher Verlagerung dieses Sprengsatzes durch

die Freunde des Klägers noch dem durch den Abwur: der Bombe ent-

standenen kriegseigehtümlichcn Gefahrenbereich zuzuordnen; dieser‚‘

kriegseigentümliche Gefahrenbereich sei jedoch nicht als wesent—
liche Bedingung und damit als Ursache im Rechtssinne für die

Schädigung anzusehen, vielmehr sei die Entzündung des Spreng4

\
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satzes durch den Kläger für die Entstehung des Schadens

"ausschlaggebend" gewesen. Der Kläger sei nach dem Er—

gebnis der Beweisaufnahme auf Grund seiner geistigen und

körperlichen Entwicklung in der Lage gewesen, das Gefähr—

liche seines Tuns zu erkennen, er sei auch fähig gewesen,

seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen; dies be—

stätige auch das Urteil des Jugendgeriehts in Ulm vom 28.

-Juni 1944, das den Kläger wegen eines Verkehrsdelikts zu
einer Jugendstrafe verurteilt habe; in diesem Urteil werde

der Kläger u‚a° als ”aufgeweckter" Junge bezeichnet. Der
Kläger habe zwar vielleicht die Wirkung des Sprengsatzes
nicht\genau gekannt, darauf kommees jedoch nicht an, ent—

scheidend sei, daß er der Überlegung fähig gewesen sei, mit

seinem Tun könnten Gefahren verbunden sein, diese Fähig-

keit habe er gehabt, denn seine Freunde hätten sich vor

dem Unfall sehr drastisch über die Wirkung der Sprengsätze

geäußert; der Kläger habe zumindest mit solchen Gefahren

rechnen müssen, wie sie mit dem Abbrennen starker Feuer—

werkskörper verbunden sind, solche Überlegungen seien ihm

zuzumuten gewesen.

Das LSG ließ die Revision zu°

Das Urteil wurde dem Kläger am 15° Mai 1959 zugestellt.

Am 19° Mai 1959 legte er Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom

10° Dezember 1958 aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG zurückzuverweisen„

Am 12° August 1959 — nach Verlängerung der Revisionsbe—

gründungsfrist bis zum 13, August 1959 — begründete er

die Revision; er rügte Verletzung der 55 1, 5 Abs° 1

Buchst. @ des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und der
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@@103, 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG): Das LSG habe zu
Unrecht festgestellt,

daß er fähig gewesen sei, das Gefährliche

seines Tuns zu erkennen und seine Handlüngsweise dieser Erkennt«=

nis gemäß einzurichten„ Weder seine eigenen Angaben noch die Aus—

sage des Zeugen Users ließen den Schluß zu, daß er die typische

Gefährlichkeit_des von einer Papphülle umschlassenen Sprengsatzes

erkannt_habe und deshalb in der Lage gewesen sei, vernünftige

Erwägungen über die besonderen Gefahren des Hantierens mit dem

Sprengsatz anzustellen‚_8elbst wenn er die erforderliche Einsicht

in die Gefährlichkeit seiner Handlungsweise besessen habe, sei '

er jedenfalls damit nicht auch ohne weiteres fähig gewesen, seinen

Willen dieser Einsicht gemäß zu testimmen. Das LSG habe prüfen

müssen, ob er gerade auf dem hier in Rede stehenden Gebiet in der

Lage gewesen sei, einsichts— und willensmäßig eigenverantwort—

_lich zu handeln, es habe hierzu den Kläger und den Zeugen Terre

hören miissen° Wenn es dies nicht getan habe, habe es seine Pflicht,

den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen ($ 303 SGG), ver—
}letzt und auch sein Recht, das Gesamtergebnis des Verfahrens frei

zu würdigen (@ 128 sec), überschritten, '

Der Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen.

III

Die Revision ist nach @ 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG statthaft; der

Kläger hat sie frist4 und formgerecht eingelegt, sie ist daher
zulässig; die Revision ist jedoch nicht begründet°

‚
‘ .

Als Rechtsgrundlage für den Versorgungsan5pruch des Klägers

kommtallein @1'Abs„ 2 Buchst. a BVGin Verbindung mit 5 5
Abs° 1 Buchst. e BVG in Betracht( Danach hat An3pruch auf Ver—
sorgung, wer durch nachträgliche Auswirkungen kriegerischer
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Vorgänge, die einen kriegseigentümlichen Gefahrenbereich

hinterlassen haben, einen gesundheitlichen Schaden er—

litten hat. Dieser versorgungsrechtlich geschützte Tat—

_bestand umfaßt eine Ursachenreihe , die sich aus drei
Gliedern zusammensetzt, dem kriegerischen Vorgang, dem

daraus entstandenen kriegseigentümlichen Gefahrenbereich

und dem schädigenden Ereignis in nachträglicher Auswirkung
dieses Gefahrenbereichs. Nach den tatsächlichen Feststel—

lungen des LSG, von denen das Revisionsgericht auszugehen

hat, weil insoweit keine Revisionsgründe vorbegracht sind
(@ 163 SGG), ist die Schädigung, wegen der der Kläger Ver—

sorgung begehrt (Verlust der rechten Hand im Handgelenk),

durch die Explosion des Sprengsatzes einer Brandbombe ein—

getreten; dieser Sprengsatz ist von dem Freund des Klägers,
ldem Zeugen e;s#. am Vormittag des Unfalltages aus einer im

Rosensteinpark gefundenen Brandbcmbe ausgebaut, mit nach'

Hause genommen und auf Vorhaltungen seiner Mutter wieder

zurückgebracht und in einem Gebüsch niedergelegt werden;

im Rosensteinpark hat dann der Kläger in Gegenwart des
Zeugen Ders?-und eines anderen Freundes den Sprengsatz

in die Hand genommen und die Zündschnur mit einem Streich—

holz angezündet; dabei ist der Sprengsatz explodiert, wo—

durch dem Kläger die rechte Hand im Handgelenk weggeris5en

worden ist° Das LSG hat im Ergebnis zutreffend entschieden,

daß die Voraussetzungen eines Versorgungsanspruchs nach

@ 1 Abs„ 2 Buchst° a in Verbindung mit 5 5 Abs° 1 Buchst. e

BVG nicht erfüllt sind. Es kann dahingestellt bleiben, ob

das LSG zu Recht angenommen hat, daß "das schädigende Er—
eignis (die Sprengwirkung des Sprengsatzes) noch dem kriegs—

eigentümlichen Gefahrenbereich zuzurechnen” sei, obwohl die
Schädigung nicht eine Folge der — abgeworfenen und herum-
liegenden — Brandbombe selbst und nicht einmal des aus

dieser Bombe von dem Freund des Klägers "ausgebauten"

und mehrfach "verlagerten" Sprengsatzes selbst
gewesen,
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*“.6‘

sondern dadurch bewirkt worden ist, daß der Kläger den Spreng—

satz mit einem_Streichholz angezündet hat (vgl. hierzu BSG 6,
102). Wenn, wie das LSG angenommen hat, der kriegseigentümlichef

‚Gefahrenbereich bei dem Eintritt des schädigenden Ereignisses

noch bestanden hat —und damit der Versorgungsan3pruch nach 5_1

Abs, 2 Buchst. a in Verbindungmit 5 5 Abs. 1 Buchst. @BVG"nicht
schon deshalb entfällt, weil es an dem Tatbestandsmerkmal "kriegs—.

eigentümlicher Gefahrenbereich" gefehlt hat — so hat das LSG
jedenfalls zutreffend den ursächliohen Zusammenhang (im Sinne

des Versorgungsrechts)—zwischen diesem kriegseigentümlichen Gem
fahrenbereiah und der gesundheitlichen Schädigung des Klägers

verneint. Das LSG hat richtig erkannt und gewürdigt, daß erst

die willentliche Entzündung des Sprengsatzes der Bombe durch

den Kläger die bis dahin latente Gefahr hat wirksam werden

lassen, daß also — neben dem vom LSG angenommenen kriegseigen—

tümlichen Gefahrenbereich —gggh das Verhalten des Klägers eine

Bedingung für den schädigenden "Erfolg" gesetzt hat. Das LSG

_hat daher mit_Recht geprüft, welche Bedeutung und Tragweite jede
dieser Bedingungen in dem Geschehensablauf einnimmt, in dem es

zu dem "Erfolg" gekommenist; es hat die im Versorgungsrecht
geltende Kausalitätsnorm richtig angewandt, wenn es bei dieser

Prüfung zu dem Ergebnis gekommen ist, daß nicht der kriegseigen-

tümliche Gefahrenbereich, sondern die Entzündung des Spreng-

satzes durch den Kläger für die Entstehung des Schadens ”aus—

schlaggebend" gewesen ist und daß allein in diesem Verhalten

des Klägers die wesentliche Bedingung für den "Erfolg" zu er«
blicken ist° Nach der im Versorgungsrecht geltenden Kausalitäts—

norm ist Ursache nicht jede Bedingung, die nicht hinweggedacht
werden kann, ohne daß der Erfolg entfiele, sondern nur diejenige

Bedingung, die wegen ihrer besonderen Beziehung zuädem Erfolg

zu dessen Eintritt wesentligh mitgewirkt hat (vgl. BSG 1, 72,

150, 268)° Im vorliegenden Fall ist das Verhalten des Klägers

deshalb die allein wesentliche Bedingung und_damit Ursache im
‚RechtSSinne für die eingetretene Schädigung, weil der Kläger
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_7_

nach den Feststellungen des LSG fähig gewesen ist, die

Gefährlichkeit seines Tuns zu erkennen und seinen Willen

dieser Einsicht gemäß zu bestimmen (vgl. auch BSG 1, 72,

76 und Urteil des 10. Senats vom 17, April 1962 - 10 BV
299/59 —)° Diese Feststellung ist für das BSG bindend;

denn die Rügen des Klägers, das LSG‘habe insoweit den

Sachverhalt nicht hinreichend aufgeklärt (@ 103 SGG)

und auch die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdi—

gung überschritten (5 128 SGG), greifen nicht durch° Das
LSG hat nicht die Grenzen seines Recht, das Gesamtergeb—

nis des Verfahrens frei zu würdigen (BSG 2, 236 ff), über—
schritten, wenn es festgestellt hat, der Kläger habe nach

seiner körperlichen und geistigen Entwicklung die Fähig—

keit gehabt, das Gefährliche seines Tuns zu erkennen und

dieser Einsicht gemäß zu handeln. Das LSG hat sich dabei

nicht, wie die Revision offenbar meint, nur auf allgemeine

Erwägungen gestützt, es hat vielmehr alle Umstände des be—

sonderen Falles des Klägers geprüft; es hat auch nicht

Denkgesetze und Erfahrungssätze des täglichen Lebens ver—

letzt° Auf Grund seiner tatsächlichen, von der Revision

nicht angegriffenen Feststellungen hat das LSG davon aus—

gehen dürfen, daß der Kläger den Sprengsatz als Spreng—_

körper erkannt hat" Wie das LSG ausdrücklich festgestellt

hat, haben die Freunde des Klägers ihm erzählt, daß der

"Gegenstand" aus einer Brandbombe herrühre, daß man damit

"Rabatz machen" könne und daß es "krache wie ein Kanonen—
schlag”° Das LSG hat dazu zutreffend ausgeführt, es komme

nicht darauf an, ob der Kläger die "typische Gefährlich—
keit" des Sprengkörpers gekannt, d.h. ob er das Ausmaß
der Explösionswirkung genau übersehen habe; entscheidend

sei, daß er überhaupt mit einer Gefahr gerechnet habe oder

jedenfalls habe rechnen müssen; Das aber kann bei der vom

Kläger mit Willen vorgenommenen Entzündung des Sprengsatzes‘

nicht zweifelhaft sein, denn seine Handlungsweise ist dar—
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„ 8 _

auf abgestellt gewesen, den "Gegenstand" zur Explo$ion zu bringen;

Das LSG hat annehmen dürfen, daß sich der Kläger auch der Gefähr—

lichkeit seines Tuns bewußt gewesen ist, Der Kläger ist im Zeit-

punkt des Unfalls 15 1/2 Jahre alt und Oberschü1er gewesen; er
ist, wie das LSG ebenfalls bindend festgestellt hat, wiederholt,

zuletzt fünf Tagevor demUnfall, in der Schuleüber die Gefähr—
lichkeit des—Umgangs mit Kriegsgerät belehrt werden, darüber hin—

aus haben ihm seine Freunde vorher die Wirkung der beabsichtigten
Entzündung gerade dieses "Gegenstandes" sehr drastisch geschil— >

dert. Auch die weitere Feststellung des LSG, daß der Kläger auch
die Fähigkeit gehabt habe, seinen Willen dieser Einsiéht in die

Gefährlichkeit seines Vorhabens gemäß
zu bestimmen, läßt keinen

Verstoß gegen 5 128 SGG erkennen. Das LSG hat dies aus dem Alter
und aus der Schulbildung des Klägers entnehmen dürfen. Der Kläger

hat mit 15 1/2 Jahren im Zeitpunkt des Unfalls das schulpflich—'
tige Alter bereits überschritten gehabt und ist, auch wenn er,

noch die Oberschule besucht hat, aus der rein kindlichen Sphäre

herausgewachsen gewesen. Das LSG hat sich insoweit auch darauf

stützen dürfen, daß der Klassenlehrer des Klägers ausdrücklich

bescheinigt hat, der Kläger habe die "nötige Einsicht" gehabt,

Mit Recht hat auch das LSG bei der Prüfung dieser Frage berück=

sichtigt, daß der Kläger von dem Jugendgericht in Ulm wegen eines
Verkehr3unfalles, den er fünf Monate vor dem hier in Rede stehen—(

den Unfall verursacht hat, verurteilt worden ist, denn aus dieser

Verurteilung ergibt sich, daß das Jugendgericht den Kläger für

"einsichts— und willensfähig" gehalten und als "aufgeweckten
Jungen" bezeichnet hat. Wenn das Jugendgericht auch einen anders

gearteten Sachverhalt beurteilt hat, so ist diese Verurteilung

doch geeignet, Rückschlüsse auf die geistige und sittliche Reife

des Klägers im Zeitpunkt des Unfalls durch das Entzünden des
Sprengsatzes zu ziehen. Das LSG hat, wenn es festgestellt hat,

der Kläger sei sich bewußt gewesen, daß sein Tun gefährlich und

verboten sei, und er habe auch die geistige Reife gehabt, dieser

Erkenntnis gemäßzu handeln, jedenfalls die Grenzen eingehalten,
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_9...

die ihm durch seine Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts

(@ 128 SGG) und zur Beachtung von Denkgesetzen und Erfahrungs—

sätzen des täglichen Lebens gezogen sind; die_Beweiswürdigung

des LSG ist_daher gesetzmäßig; $ 128 SGG ist nicht verletzt.

Das LSG hat auch ausreichende Unterlagen gehabt, um die

"Willens— und Einsichtsfähigkeit" des Klägers beurteilen

zu können; es hat selbst den Kläger und den Zeugen Drei?-

gehört, es hat auch alle sonstigen Unterlagen erschöpfend

ermittelt; einer weiteren Sachaufklärung hat es nicht bedurft.

Das LSG hat daher auch nicht gegen_5 103 SGG verstoßen.

Die tatsächlichen Feststellungen des LSG sind danach auch
ins0weit, als sie die "Einsichts— und Willensfähigkeit" des
Klägers im Zeitpunkt des Unfalls betreffen, für das BSG bin—

dend; die Revisionsrügen, die der Kläger insoweit geltend ge»

macht hat, sind nicht begründet° Das LSG hat aus diesen Feste

stellungen auch zutreffende rechtliche Schlußfolgerungen ge—

zogen; es hat den An5pruch des Klägers auf Versorgung nach

@ 1 Abs° 2 Buchst. a in Verbindung mit 5 5 Abs. 1 Buchst. e

BVG — in Übereinstimmung mit den Vorinstanzen — zu Recht ver—
meint„ Die Revision des Klägers ist unbegründet, sie ist zu—

rückzuweisen (@ 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG).

Die Ents0heidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG°
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